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Zur jüngsten Änderung des 
Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes trat die Bundesregie-

rung mit hohen Zielsetzungen an: 
Das neue EEG sollte zentrale Wei-
chen für die Umsetzung des Kli-
maschutzmaßnahmenprogramms 
2030 zur Erreichung der Treib-
hausgas-(THG)-Minderungsziele 
im Stromsektor stellen. Und es 
ging darum, das Ausbauziel von 
65 % erneuerbarer Energie am 
deutschen Stromverbrauch in den 
kommenden zehn Jahren sicher-
zustellen. Im Ergebnis blicken wir 
nun aber auf ein Gesetz, das sich 
im „Klein-Klein“ verliert. Der er-
hoffte große Wurf ist dieses EEG 
wieder nicht geworden, entgegen 
aller wortreichen politischen Lip-
penbekenntnisse. 

Bereits heute ist klar, dass 
Deutschland seine Klimaschutz-
ziele auch im Stromsektor – trotz 
Stilllegung von Braun- und Stein-
kohlekapazitäten und unter Ein-
haltung des Ausbauziels für er-
neuerbare Energien – um rund 
11 Mio. t CO2-Äquivalent im Jahr 
2030 verfehlen wird. Verschärft 
wird diese bestehende Klima-
schutzlücke durch die Brüsseler 
Beschlüsse zur Anhebung der  
europäischen Klimaschutzziele 
für 2030 auf eine CO2-Minderung 
von 55 % gegenüber 1990. Gleich-
zeitig ist auch klar, dass der Strom-
bedarf entgegen den Prognosen 
des Bundeswirtschaftsministeri-
ums aufgrund der fortschreiten-
den Elektrifizierung in allen Ver-
brauchssektoren weiter zu steigen 
wird und zwar auf bis 748 TWh. 
Vor diesem Hintergrund muss die 
im ersten Quartal 2021 geplante 
„kleine“ Novelle des EEG 2021 
„Großes“ leisten, um diese Bau-
stellen erfolgreich zu bearbeiten. 
Bevor die Novelle des EEG 2021 
jedoch startet, lohnt sich ein Blick 
auf die bereits erfolgten Änderun-

2022 gelten soll. Diese sieht vor, 
dass mindestens die Hälfte der 
ausgeschriebenen Leistung be-
vorzugt an Gebote aus Süd-
deutschland vergeben wird 
(Landkreise aus Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Saarland). Hierzu werden 
die Gebote von Anlagen aus der 
Südregion von den übrigen Gebo-
ten separiert und bis zur Hälfte 
der ausgeschriebenen Leistung 
bezuschlagt. Sollten die für die 
Südregion vorgesehenen 50 % 
nicht mit Geboten aus der Südre-
gion erreicht werden, wird die ver-
bleibende Leistung in das dritte 
Folgejahr für Gebote aus der 
Südregion im Rahmen der Aus-
schreibung übertragen. Süd-Anla-
gen, die wegen Überschreitung 
des Ausschreibungsvolumens für 
die Südregion keinen Zuschlag er-
halten, werden im zweiten Schritt 
mit den Anlagen aus dem restli-
chen Bundesgebiet für die verblei-
benden 50 % des Ausschreibungs-
volumens berücksichtigt. Die Ein-
führung der Südquote bewirkt  
eine eklatante Wettbewerbsver-
zerrung und diskriminiert beste-
hende und neue Biomasseanla-
gen in den verbleibenden Bundes-
ländern Thüringen, Sachsen-An-
halt, Sachsen, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein, Berlin, Bre-
men und Hamburg im Rahmen 
der Biomasseausschreibung. Das 
für Ausschreibungsverfahren klar 
formulierte wettbewerbliche Prin-
zip, nach dem in den Ausschrei-
bungsverfahren die Anlagen den 
Zuschlag erhalten sollen, die kos-
teneffizient erneuerbaren Strom 
aus Biomasse erzeugen, wird au-
ßer Kraft gesetzt. Zudem werden 
die getätigten Investitionen in be-
stehende Biomasseanlagen in den 
Regionen, die nicht als Südregion 
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Verloren im Klein-Klein

Die Einführung der Südquote bewirkt auch für die ostdeutschen 
Biomasseanlagen eine eklatante Wettbewerbsverzerrung und 

diskriminiert sie deutlich bei der Biomasseausschreibung.

Am 17. Dezember 2020 haben die Parlamentarier 
des Deutschen Bundestages nach monatelangen 

Beratungen das EEG 2021 auf den Weg gebracht. 
Wir geben einen Überblick zu den Änderungen 

für die Stromerzeugung aus Biomasse.

gen im Rahmen des bisherigen 
Gesetzgebungsverfahrens bei der 
Förderung der Stromerzeugung 
aus Biomasse im EEG 2021.

Ausschreibungen für 
Biomasseanlagen

Ein grundsätzlich positives Signal 
ist der erstmals im Gesetz verbind-
lich festgelegte Ausbaupfad für 
die Stromerzeugung aus Biomas-
se, der im Jahr 2030 bei 42 TWh 
liegen soll. Um dieses Ziel zu er-
reichen, wurden die jährlichen 
Ausschreibungsmengen für Bio-
masse von 350 Megawatt pro Jahr 
(MW/a) auf 600 MW/a bis zum 
Jahr 2028 angehoben. Und eine 
weitere dringend notwendige Ver-
besserung für die erneuerbare 
Stromerzeugung aus Biomasse 
wurde mit der Anhebung des Ge-
botshöchstwertes auf 18,4 ct/kWh 
für bestehende Biomasseanlagen 
in den Ausschreibungen auf den 
Weg gebracht, diese haben nun 
eine wirtschaftliche Fortführungs-
perspektive. Für neue Biomasse-
anlagen wurde der Gebotshöchst-
wert zwar ebenfalls angehoben, 
auf nunmehr 16,4 ct/kWh, gleich-
wohl haben Neuanlagen im Ver-
gleich zu bestehenden Anlagen 
zusätzliche Kapitalkosten von 
durchschnittlich 2,0 ct/kWh. Um 
den wirtschaftlichen Betrieb und 
die kostendeckende Stromerzeu-
gung mit modernen, hocheffizien-
ten Biomasse-Neuanlagen zu ge-
währleisten, sollten bei der Festle-

gung der Gebotshöchstwerte die-
se zusätzlichen Kapitalkosten 
auch Berücksichtigung finden 
und der im Gesetzentwurf vorge-
sehene Gebotshöchstwert für 
Neuanlagen im Ausschreibungs-
verfahren von 16,4 auf 18,4 ct/kWh 
und damit an den Gebotshöchst-
wert für Bestandsanlagen ange-
passt werden. 

Kritisch ist auch die im Gesetz 
neu geregelte Sondervergütung in 
Höhe von 0,5 ct/kWh für bezu-
schlagte neue und bestehende 
Biomasseanlagen bis 500 kW ins-
tallierter Leistung zu bewerten, 
die vorerst bis zum Jahr 2025 zu-
sätzlich zum individuellen Zu-
schlagswert gewährt wird. Mit 
dem EEG 2017 wurden Ausschrei-
bungsverfahren eingeführt, um 
das EEG wettbewerblich und kos-
teneffizient zu gestalten. Biomas-
seanlagen haben in Abhängigkeit 
von zahlreichen Faktoren wie 
Substratverfügbarkeit und -versor-
gung, Technologie, Finanzie-
rungsstruktur etc. anlagenspezifi-
sche Kosten, eine pauschal festge-
legte Sondervergütung hebelt die-
ses Wettbewerbsprinzip aus und 
führt zu Marktverzerrungen.

Das Zuschlagsverfahren 
bei den Ausschreibungen 

Auf großes Unverständnis inner-
halb der gesamten Bioener-
giebranche stößt die im Gesetz 
geregelte Südquote im Ausschrei-
bungsverfahren, die ab dem Jahr 
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definiert sind, entwertet. Diesen 
bestehenden Anlagen wird durch 
die Südquote die Möglichkeit ge-
nommen, in einem fairen Wettbe-
werb erfolgreich am Ausschrei-
bungsverfahren teilzunehmen. 

Endogene 
Mengensteuerung 

Mit der Einführung einer endoge-
nen Mengensteuerung bei den 
Biomasseausschreibungen für be-
stehende und neue Biomasseanla-
gen im EEG 2021 soll die Abgabe 
erhöhter Gebote bei ausbleiben-
dem Wettbewerb verhindert wer-
den. Sollte also bei einer Aus-
schreibung weniger Leistung  
vergeben werden, als ausge-
schrieben wurde, also eine Unter-
deckung des Ausschreibungsvo-
lumens auftreten, werden die Ge-
bote nach Neuanlagen und Be-
standsanlagen separiert und 
jeweils nur 80 % des gebotenen 
Volumens bezuschlagt, das heißt 
die jeweils höchsten 20 % der ein-
gereichten Gebote erhalten kei-
nen Zuschlag. Auf diese Weise 
nicht vergebene Mengen werden 
drei Jahre später erneut nach § 
28b EEG 2021 ausgeschrieben. 
Die endogene Mengensteuerung 
in unterdeckten Ausschreibungen 
konterkariert die Ausbauziele für 
Biomasse, da die wirtschaftlich 
notwendige Vergütung für die 
Fortführung bestehender Biomas-
seanlagen mit dem Gebotshöchst-
wert von 18,4 ct/kWh bei den Aus-
schreibungen ausgehebelt wird. 
Bei neuen Biomasseanlagen ist 
der Gebotshöchstwert ohnehin 
bereits zu niedrig bemessen, so-
dass die Realisierung neuer Anla-
genprojekte kaum zu erwarten ist.

Für hochflexible 
Biomethan-BHKW 

Das neu eingeführte Ausschrei-
bungssegment für hochflexible 
Biomethan-BHKW mit einem jähr-
lichen Ausschreibungsvolumen 
von 150 MW (zusätzlich zum re-
gulären Ausschreibungssegment 
von 600 MW/a) und einem Gebots-
höchstwert von 19,0 ct/kWh ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Die 
Biomethananlagen müssen aus-
schließlich Biomethan nutzen 
und mindestens über eine instal-
lierte Leistung von 100 kW verfü-
gen. Die Ausschreibung findet ein-
mal pro Jahr zum 1. Dezember 
statt, ab 2022 sind die Ausschrei-
bungen jedoch auf Standorte in 
den Südregionen beschränkt. Die 
Ausschreibungsmengen erhöhen 
sich jeweils um die im Vorjahr 
nicht abgerufenen Volumina. 
Aber auch bei dieser neuen Rege-
lung hat der Gesetzgeber nur 
Stückwerk geliefert, da die im Ge-
setz enthaltene Begrenzung der 
Bemessungsleistung auf 15 % der 
installierten Leistung der Bio-

methan-BHKW (1.314 Volllaststun-
den/a) Investitionen in neue Anla-
gen wirtschaftlich unattraktiv 
macht. Mit einer Begrenzung auf 
1.314 Volllaststunden jährlich sind 
sinnvolle Wärmelieferkonzepte 
für die Biomethan-BHKW nahezu 
unmöglich. Damit ein wirtschaftli-
cher Flexbetrieb dieser Block-
heizkraftwerke gesichert ist, der 
die Betriebs- und Investitionskos-
ten realistisch abbildet und Inves-
titionen in neue Anlagen anreizt, 
sind eine Verdopplung der Be-
messungsleistung auf 30 % (2.628 
Volllaststunden/a), die Streichung 
der einprozentigen Degression so-
wie deutschlandweite Ausschrei-
bungen notwendig.

Nawaros bei der 
Stromerzeugung 

Ein weiterer massiver Eingriff in 
die wettbewerbliche und wirt-
schaftliche Souveränität der Be-
treiber von Biogas- und Bio-
methananlagen ist die im EEG 
2021 vorgesehene Begrenzung 
des Einsatzes von Mais und Ge-
treidekorn für die Biogaserzeu-
gung auf 40 Masseprozent im Jahr. 
Diese Begrenzung ist mit Blick auf 
die Fakten zur Nutzung nach-
wachsender Rohstoffe unbegrün-
det. Deutschland verfügt über ei-
ne landwirtschaftliche Nutzfläche 
von 16,7 Mio. ha, der Anteil davon 
an Dauergrünland beträgt mehr 
als 4,7 Mio. ha. Im Jahr 2019 wur-
den 1,55 Mio. ha für den Anbau 
von Energiepflanzen zur Biogaser-
zeugung genutzt. Energiemais 
wurde laut Fachagentur für Nach-
wachsende Rohstoffe dabei ledig-
lich auf 0,97 Mio. ha angebaut. 

Die Bioenergiepotenziale in 
Deutschland sind regional unter-
schiedlich groß und werden un-
terschiedlich stark genutzt. Die 
Begrenzung von Substraten 
schränkt den Handlungsspiel-
raum der Branchenakteure pau-
schal ohne Würdigung der regio-
nalen Gegebenheiten massiv ein 
und verhindert, dass zusätzliche 
Kostensenkungspotenziale geho-
ben werden. Bereits mit der No-
velle des EEG 2014 wurde die Son-
dervergütung für ausgewählte 
Einsatzstoffe zur Stromerzeugung 
aus Biomasse gestrichen. Es be-
steht bei Neuanlagen, ebenso wie 
bei Bestandsanlagen, die eine 
EEG-Anschlussförderung erhal-
ten, kein wirtschaftlicher Anreiz 
mehr, einzelne Substrate verstärkt 
zur Stromerzeugung aus Biomas-
se zu nutzen. Durch diesen Me-
chanismus sind Fehlentwicklun-
gen ausgeschlossen, die der guten 
landwirtschaftlichen Praxis zuwi-
derlaufen. Die einsatzstoffunab-
hängige Förderung der Stromer-
zeugung aus Biomasse ermöglicht 
den Marktakteuren, regional ver-
fügbare, kostengünstige Einsatz-
stoffe zu erschließen und so ihre 

Biogasanlagen wesentlich kosten-
günstiger zu versorgen sowie un-
mittelbar Stromerzeugungskosten 
einzusparen. Hinzu kommt, dass 
mit der Umsetzung der Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie in natio-
nales Recht im Jahr 2021 neue Bio-
gas- und Biomethanerzeugungs-
anlagen bzw. Bestandsanlagen, 
die im Ausschreibungsverfahren 
erfolgreich waren, THG-Minde-
rungspflichten bei der Strom- und 
Wärmeerzeugung erfüllen müs-
sen, die den Einsatz nachwach-
sender Rohstoffe wie Mais und 
Getreidekorn beschränken, da 
sich diese Pflichten durch den 
ausschließlichen Einsatz nach-
wachsender Rohstoffe wie Mais 
zur Biogaserzeugung nicht erfül-
len lassen. Des Weiteren ist Mais 
besonders in Gegenden mit wenig 
Tierhaltung eine Bereicherung 
der Fruchtfolge und ein wirt-
schaftliches Standbein für Land-
wirte, die den Mais als Futter- und 
Energiesubstrat veräußern kön-
nen. Die Einsatzstoffbegrenzung 
für die Nutzung von Mais und Ge-
treidekorn zur Stromerzeugung 
aus Biomasse sollte daher auf 60 
Masseprozent pro Jahr im EEG 
2021 angehoben werden.

Flexibilisierung von 
Biomasseanlagen

Der sogenannte Flexdeckel für 
Bestandsanlagen wurde aus dem 
EEG gestrichen, im Gegenzug 
wurden die Flexibilitätsanforde-
rungen für bestehende und neue 
Anlagen in der Ausschreibung er-
höht. Anlagen, die die Flexibili-
tätsprämie bzw. den Flexibilitäts-
zuschlag erstmalig 2021 in An-
spruch nehmen, müssen an min-
destens 1.000 Stunden im Jahr 
(4.000 Viertelstunden) mindestens 
85 % ihrer installierten Leistung 
abrufen. Bezuschlagte hochflexib-
le Biomethan-BHKW müssen in 
einem Kalenderjahr mindestens 
2.000 Viertelstunden eine Strom-
menge erzeugen, die mindestens 
85 % der installierten Leistung der 
Anlage entspricht. Anlagen erhal-
ten künftig zudem nur eine Vergü-
tung von 45 % (früher 50 %) der 
bezuschlagten Gebotsmenge. Der 
Flexibilitätszuschlag wurde von 
40 €/kW auf 65 €/kW für Anlagen 
über 100 kW installierter Leistung 
ab 2021 erhöht. Die Kombination 
der Inanspruchnahme von Flexi-
bilitätsprämie und Flexibilitätszu-
schlag wird eingeschränkt. Be-
standsanlagen, die neu in das 
EEG 2021 wechseln und die vor 
dem Wechsel bereits die Flexprä-
mie in Anspruch genommen ha-
ben, sollen den Flexzuschlag nur 
noch für den Teil der installierten 
Leistung geltend machen können, 
der gegenüber der Flexprämie zu-
sätzlich bereitgestellt wird.

JANET HOCHI,  
Biogasrat+, Berlin 

REGISTRIERUNGSPFLICHT

Solaranlagenbesitzer 
& Co. aufgepasst!

Magdeburg. Am 31. Januar 2021 
läuft die Frist ab, ältere Photovol-
taikanlagen, Batteriespeicher 
und Blockheizkraftwerke 
(BHKW) im Marktstammdaten-
register (MaStR) zu registrieren. 
Die Frist gilt für Anlagen, die vor 
dem 1. Juli 2017 in Betrieb 
genommen wurden. Auch 
bereits im PV-Meldeportal der 
Bundesnetzagentur registrierte 
Anlagen müssen im Markt-
stammdatenregister gelistet sein.

Betreiber einer Photovoltaik-
anlage oder eines BHKWs 
können die Registrierung online 
auf www.marktstammdaten-
register.de vornehmen. Dabei 
müssen der Benutzer, der 
Anlagenbetreiber und jede 
einzelne Anlage erfasst werden. 
Auch Batteriespeicher, die häufig 
in Verbindung mit Solaranlagen 
betrieben werden, sind dabei 
aufzulisten. 

Für die Registrierung werden 
Adress- und Kontaktdaten, 
E-Mail-Adresse und Geburts-
datum benötigt. Zudem sind 
Angaben zum Betreiber der 
Anlage sowie zum Standort, 
Datum der Inbetriebnahme, zu 
technischen Merkmalen und 
zum Netzbetreiber notwendig. 
Nach der Registrierung erhalten 
Verbraucher eine Meldebeschei-
nigung. Die vertraulichen Daten 
sind später nicht öffentlich 
einsehbar.

Die Registrierungspflicht gilt für 
alle ortsfesten Anlagen zur 
Stromerzeugung und Batterie-
speicher, die ans Stromnetz 
angeschlossen sind sowie für 
ortsfeste Balkon-Solargeräte und 
Batteriespeicher. Ladesäulen und 
Elektroautos sind jedoch 
ausgeschlossen. Wer gegen die 
Registrierungspflicht verstößt, 
riskiert ein Bußgeld und kann 
die Einspeisevergütung verlieren. 
Anlagen, die nach dem 1. Juli 
2017 in Betrieb genommen 
wurden, müssen bereits im 
MaStR registriert sein, da das für 
sie innerhalb eines Monats nach 
Inbetriebnahme Pflicht ist. 

VERBRAUCHERZENTRALE  

SACHSEN-ANHALT


